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Südafrika 

Diese Frage sollte sehr viel mehr Menschen be- 
schäftigen, als es der Fall ist. Viele Leute den- 
ken jetzt: ııDie Wahrheitskommissíon ist vorbei, 
pack sie in ein unteres Schubfach, wir sind fer- 
tig und jetzt schauen wir nach vorn und ver- 
gessen das alles." Es ist an uns sicherzustellen, 
dass das nicht passiert. Nicht, dass wir wieder 
und wieder durchexerzieren müssten, was die 
Kommission bis jetzt getan hat. Aber was ma- 
chen wir als Nächstes? 
Eine der Fragen ist: Wie werden die Nutz- 
nießer der Vergangenheit - ob sie Nutznießer 
sein wollten oder nicht - Entschädigungen 
zahlen, wie werden sie ihre Bereitschaft de- 
monstrieren, die neue Gesellschaft aufzu- 
bauen? Wir haben über Dinge wie Wohi- 
standssteuer oder Abgaben gesprochen. Man 
könnte das machen, aber es wäre weit bes- 
ser, wenn es freiwiiiig käme. Wenn die Leute 
Ausbildungen, Geld. was auch immer anbö- 
ten. 
Etwas muss von der Regierung kommen. Viel- 
leicht kann es ja einen nationalen Tag derVer- 
söhnung geben, an dem wir jedes Jahr zusam- 
menkommen und beurteilen können, wo wir 
gerade stehen. Das würde uns zumindest et- 
was geben, woran wir uns orientieren können. 
Wenn die Regierung Entschädigungen an Ge- 
meinden zahlt, müssen wir wissen, worum es 
sich dabei handelt, wir müssen sehen, dass sie 
sinnvoll sind. und einschätzen, ob sie ange- 
messen sind. Die Regierung kann nicht einfach 
sagen, es wird gemacht, und dann gibt es kei- 
ne Überprüfung. 
Wann immer ich die Möglichkeit habe, spre- 
che ich im fROh-Sektor über das Fundraising- 
Thema, darüber, was wir als nächstes tun wer- 
den, was wir von der Regierung fordern und 
was wir selbst als Bürger tun werden. Aber es 
gibt noch keine klaren Antworten. 

Was ist eigentlich mit den großen Firmen, mit 
der Industrie? Es gab den Vorschlag eines 
Fonds... 

Einige unserer IISenior commissioners", der 
Vorsitzende und der stellvertretende Vorsit- 
zende. haben viel mit dem privaten Sektor ge- 
sprochen. Dort hat man Bereitschaft signali- 
siert, einen Beitrag zu leisten, aber man wollte 
es nicht als Entschädigung verstanden wissen. 
Einige Privatfirmen haben immerhin schon 
großzügige Beiträge zum Wohnungsbau und 
vor allem zur Bildung geleistet. Dinge, die 
Mandela als Präsident speziell nachgefragt 
hatte. 
Es wäre schön, wenn dies von Privatsektor wie 
Regierung nicht als Wohltätigkeit angesehen 
würde, sondern als Recht, das den Opfern der 
Vergangenheit zusteht. Darum appelliere ich 
an die Regierung: Wenn ihr diese Dinge tut, 
nennt es auch so, denn dann haben die Men- 
schen das Gefühl, dass ihre Rechte und ihre 
Geschichte anerkannt wurden. I 

Sieg über die 
eigene Geschichte? 
Klaus Frhr. von der Ropp 

Welches sind weiße und welches sind 
schwarze Hoffnungen, und können sie zusam- 
men gehofft werden? 
Alan Paton, in: Optima, 1987 März, S. 5. 

Es gilt, für Südafrika ein bislang unbekanntes 
Modell des gleichbrechtigten Miteinonders 
mit besonderem Schutz für Minderheiten zu 
entwickeln. 
Egon Bahr, in: Deutsches Allgemeines Sonn- 
togsblott, 10. Juli 1977, S. 8. 

A US den zweiten demokratischen Wahlen in 
der Geschichte des Landes ging die in 

Südafrika regierende Allianz von ANC, SACP 
und Cosatu im Juni 1999, wie erwartet, mit ei- 
ner nur ganz knapp verpassten Zwei-Dritte|- 
Mehrheit als Siegerin her/or. Noch wichtiger 
war, dass die in der Zeit des ancien régime auf 
Dialog und Verhandlungen zwischen Afrika- 
nern und Afrikaanern drängende IIDemokrati- 
sche Partei" (DP) mit 9,6% - darunter vier 
Fünftel IIweiße" Stimmen - ihren Stimmenan- 
teil von 1994 fast versechsfachen und zur 
stärksten Oppositionspartei werden konnte. 
Sie verdankte ihren Erfolg der Parole ııSlaan 
t rug,  stem DP" (Schlagt zurück, wählt DP), die 
alle ihre Veranstaltungen und Wahlplakate 
beherrschte. 

Nicht selten erinnerten die Reden der DP- 
Kandidaten an die Sprache, mit der der vor- 
letzte weiße Staatspräsident Südafrikas, Pie- 
ter Willem Botha, bis zu seinem Sturz im 
August 1989 die in seinen Augen der Kap-Re- 
publik drohende ııkommunistische" Gefahr 
bekämpfte. Die vielleicht nicht überzogene 
Reaktion des ANC war, daraufhin die Parla- 
mentarier der DP als Neo-Nazis, Faschisten 
oder schlicht Nazis zu beschimpfen. Mit an- 
deren Worten, um die Poiitik der Versöhnung 
steht es nicht gut. 

Gefährlich ist, dass die internationale Poiitik 
- und hier insbesondere die mit ganz anderen 
Problemen voll ausgelastete Politik des wie- 
dervereinigten Deutschland - von dieser Ent- 
wicklung offenbar kaum Kenntnis nimmt. Hier 
wirkt allerdings nach, dass Großbritannien und 
die USA auch die westdeutsche Regierung be- 
reits Ende der 70erlAnfang der 80er Jahre aus 
ihrer Diplomatie der Vermittlung in Namibia 
und Südafrika ausgeschlossen hatten. 

Zu Recht waren ihre wichtigsten Unter- 
händler - der von 1981 bis 1989 amtierende 

AssistontSecretary ofStote forAfricon Affairs, 
Chester A. Crocker, der in seiner Amtszeit von 
1987 bis 1991 wie ein Vizekönig in Südafrika 
auftretende britische Botschafter Sir Robin 
Renwick und der von 1991 bis 1995 in Preto- 
ria diensttuende US-Botschafter Princeton 
Nathan Lyman - der Meinung, dass Bonn 
nichts zu ihrer Diplomatie beizutragen hatte. 
Denn westdeutsche Politik im Süden Afrikas 
war nicht an Sachkriterien orientiert, sondern 
erschöpfte sich in einem innenpolitisch moti- 
vierten Streit zwischen dem bayrischen Mini- 
sterpräsidenten Franz-Josef Strauß und Bun- 
desaußenminister Hans-Dietrich Ger scher. 
Der letztere machte sich in völliger Verken- 
nung der bereits damals bekannten Probleme 
der Transformation einer 350 Jahre lang vom 
Rassismus geprägten Gesellschaft die Thesen 
der Befreiungsbewegungen von einem demo- 
kratischen Südafrika zu eigen. Und für Strauß 
und die große Mehrheit in beiden Unionspar- 
teien waren sie das Pendant zur Baader-Mein- 
hof-Bande. 

Das Erbe des Apartheid-Regimes 
Die Größe des ersten demokratisch gewähl- 

ten Staatspräsidenten Südafrikas, Nelson R. 
Mandela, hat in den zurückliegenden gut fünf 
Jahren den Blick auf das desaströse Erbe ver- 
stellt, das die Afrikaaner den Afrikanern 1994 
hinterlassen haben. Ein Übriges taten in dem 
eher konservativen Lager die völlige Unkennt- 
nis derwirtschaftlíchen und sozialen Probleme 
Südafrikas, ein gerütteltes Maß an Naivität 
und ein Übermaß an politischer Korrektheit. 

So waren zumindest die meisten der deut- 
schen politischen Stiftungen darum bemüht, 
das neue Südafrika wesentliche Elemente des 
Grundgesetzes wie auch der deutschen Wirt- 
schaftsverfassung übernehmen zu lassen. Das 
gelang! Auch in Deutschland wurde die These 
Patti Waldmeirs, in den Jahren des Umbruchs 
sicher die bestinformierte Journalistin, wonach 
angesichts der gigantischen Transformations- 
probleme ||demokratische Feinheiten gegenü- 
ber der alles überragenden Notwendigkeit, 
Stabilität zurückzugewinnen, hintanstehen 
müssen", nicht begriffen oder sogar wider 
besseres Wissen ignoriert. 

Jede einigermaßen kundige Anaiyse der in- 
ternen Lage Südafrikas wird heute zu dem Er- 

1 uA lang and Winding Road", in: Financial Times, 
10.9. 1993, 5. 3. 
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gebnis kommen, dass es ge- 
nau an dieser Stabilität man- 
gelt. Und ihrer bedarf, ähnlich 
den ehemals kommunisti- 
schen Staaten in Europa, Süd- 
afrika in besonderem Maße. 
Andernfalls wird seine Trans- 
formation hin zu pluralisti- 
scher Demokratie, Rechts- 
staatlichkeit und sozialer 
Marktwirtschaft misslingen 
und Südafrika wird in einem 
Problemknäuel von horrender 
Arbeitslosigkeit, überborden- 
der Gewaltkriminalität und 
der längst Realität geworde- 
nen HIVlAids-Epidemie unter- 
gehen. 

Zumindest die Erkenntnis, 
dann über eine Million von 
Bürgern der EU-Staaten, dar- 
unter Hundertausende von 
Briten und Portugiesen, aber 
auch ca. 80.000 Deutsche, aus 
Südafrika evakuieren zu müs- 
sen2 - eine Aufgabe, die sich, 
noch dazu über eine Distanz 
von fast 10.000 km hinweg, 
nicht wirklich bewerkstelligen 
lässt -, sollten die EU, deren 
Mitgliedsstaaten wie auch die 
USA veranlassen, endlich die 
Warnung3 des langjährigen 
politischen Häftlings Breyten 
Breytenbach vor den unge- 
zählten Varianten der Bar- 
barei, durch die sein Land ge- 
hen werde, ernstzunehmen. 

Ähnliches gilt für Anne Pa- 
tons Aufschrei IIFly the be- 
loved Country", den sie Ende 1998 in einer 
Londoner Sonntagszeitung publizierte4 und 
der offenbar, obwohl weltweit nachgedruckt, 
kaum Beachtung fand. Diese Überschrift wähl- 
te die Witwe Alan Patons, zeitlebens ein kom- 
promissloser Gegner des Apartheidregimes, in 
Anknüpfung an den Titel des bekanntesten 
Romans ihres 1988 verstorbenen Mannes ııCry 
the beioved Country". 

Hier kommt die Erinnerung an eine Photo- 
montage auf, die Denis Beckett Ende 1981 als 
Titelblatt seines liberalen Magazins Frontline 
publizierte: Die Trümmer des kurz zuvor eröff- 
neten Luxushotels Cariton Centre und darun- 
ter der trotzige Satz ııEine Zukunft, die nicht 
sein muss!'i 

Vorfahren erzwang die Kriminalität im Jo- 
hannesburg Business District (JBD) die 
Schließung des Carlton. Ihm wie vielen ande- 
ren aufgegebenen Gebäuden im JBD droht 
heute die Zerstörung durch Verslumung. Die- 
se Entwicklung ist umso ernster, als sie, teils 
ähnlich drastisch, auch in Durban, Pretoria, 
East London und Kapstadt zu beobachten ist. 

Vo! 2. No 2 

es" :s 

\i"~¦§ ı 'ı 

"` ı`i 

Sec plus 2c zu 60 Cents 

Titel des Siidafrikanischen Magazins IIFrontline" vom Nov/Dez. 1981: Eine Zukunft, die 
Nichtsein muss 

Umso wichtiger ist, ihr im JBD Einhalt zu ge- 
bieten. 

Vielleicht ist ein Anfang dadurch gemacht, 
dass die halbstaatlicheVerkehrsholding Trans- 
net das Carlton Mitte 1999 erstand und es 
seither wieder genutzt wird. Der Ernst der Lage 
wird dadurch unterstrichen, dass das Gebäu- 
de jetzt zu einem Zwanzigstel seines ur- 
sprünglichen Wertes veräußert wurde. 

In dieselbe Richtung weist die Entscheidung 
des Mischkonzerns Anglo American, des mit 
Abstand größten Unternehmens der Kap-Re- 
publik, von Ende 1998, seinen Hauptsitz von 
Johannesburg nach London zu verlegen. An- 
dere bedeutende Unternehmen haben inzwi- 
schen denselben Schritt getan. 

Teufelskreis von 
Arbeitslosigkeit und Kriminalität 

2. 

3. 
Kriminalität. ob nun ııprivat" oder organi- 

siert, bedroht alles. Wie eine Krebsgeschwulst 
droht sie sich fortzuentwickeln und Südafrika 
in ııkolumbianische Zustände" zu stürzen. Sie 

4.5. 

hat wohl zwei Hauptursachen: 
ohnehin horrende und den- 
noch immer noch steigende 
Arbeitslosigkeit sowie die Tat- 
sache, dass Südafrika in den 
zurückliegenden Jahren zu ei- 
nem schwachen Staat gewor- 
denist 

Die Afrikaner erbten 1994 
von den Afrikaanern, dies 
nicht zuletzt die Folge von 
Jahrzehnten der ııBantu Edu- 
cation", sehr hohe, oft struk- 
turelle Arbeitslosigkeit. Die 
Regierung Mandela hoffte, sie 
schrittweise dadurch in den 
Griff zu bekommen, dass sie 
sich in radikaler Abkehr von 
ihren u.a. aus der DDR über- 
nommenen wirtschaftspoliti- 
schen Vorstellungen einem 
GEAR (Growth, Employment 
a d  Reconstruction] genann- 
ten marktwirtschaftlichen 
Kurs verschrieb. 

Die Ziele von GEAR sind u.a. 
ein jährliches Wirtschafts- 
wachstum von 60/0 und pro 
Jahr die Schaffung von 
100.000 neuen Arbeitsplät- 
zen. Ersteres scheiterte, Süd- 
afrika muss sich glücklich 
schätzen, ein Wirtschafts- 
wachstum von eineinhalb Pro- 
zent p.a. zu erzielen. Und das 
zweite Vorhaben misslang 
gründlich, da seit 1994 all- 
jährlich 100.000 Arbeitsplätze 
verlorenging er. So wird die 
Arbeitslosigkeit bald über 

500/0 liegen. 
Es stimmt, was vor gut einem Jahr David 

Roche, der Chefstratege von IIIndependent 
StrategylGlobal Investments Consultants", 
London, wie folgt beschrieb: ııVon allen auf- 
strebenden Märkten hat Südafrika den größ- 
ten Bedarf an ausländischem Kapital und das 
geringste Potential, es anzuziehen."5 

Kriminialität, die allgemeine Ausbildungs- 
misere, die HMAids-Epidemie und die Miii- 
tanz vieler Gewerkschaften haben erheblich 
dazu beigetragen, dass Jahr für Jahr Südafri- 
kaner viel mehr Geid ins Ausland investieren 
als umgekehrt Ausländer Geld in Südafrika. 
Wenn überhaupt in Südafrika investiert wird, 

Vgl. den Leserbrief von Klaus Frhr von der Rapp HNicht 
undenkbar: Bundeswehr-Soldaten in Südafrika in: 
FAZ 30.8. 7999, S. in. 

unerledigte Geschäfte in Südafrika in: 
FR, 28.3. 1998, 5. 18. 
in: Sunday Times, 22. H. 1998. 
uSouth Africa 's Capital Crisis in: Wall Streetlournal 
Europe, 9.9.1998 S. in. 
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dann sind das in der Regel Portfolio- oder, wie 
etwa in den Fällen von Daimler-Chrysler, BMW 
und VW, technoiogieintensive Investitionen. 

Der schwache Goldpreis und der Rückgang 
der Ausfuhr von Mineralien in die von der Asi- 
enkrise getroffenen Staaten Südostasiens er- 
zwangen die Schließung von Bergwerken und 
führten zum Verlust sehr vieler Arbeitsplätze. 
Letzteres ist auch in der Farmwirtschaft zu 
beobachten. Die Kriminalität - über 800 Mor- 
de an weißen Farmern blieben seit 1994 weit- 
gehend ungesühnt - hat zu einer weiteren 
Mechanisierung in der zuvor arbeitsintensiven 
Landwirtschaft geführt. So ist es wohl nur eine 
Frage der Zeit, wann es zu Hungermärschen, 
zu noch mehr Streiks und zur Aufgabe von 
GEAR und damit zu einer endgültigen Abkehr 
des internationalen Kapitals von Südafrika 
kommt. 

Das ııVersailles" der Afrikaaner 
In den 40 Jahren des Apartheidregimes be- 

setzten Afrikaner nahezu alle wichtigen Po- 
sitionen in der staatlichen Verwaltung. Das 
demokratische Südafrika übernahm sie. Je- 
doch führte seine Politik der ııaffirmative ac- 
tion" dazu, dass aus dem Kreis der Polizisten, 
Justizbediensteten, Zöllner, Grenzkontrolleure, 
Mitarbeiter im staatlichen Gesundheitsdienst 
und Schulwesen und jetzt auch der Streitkräf- 
te viele der tüchtigen Beamten gegen Zahlung 
von großzügigen Abfindungen aus dem 
Staatsdienst ausschieden. Soweit sie zuvor im 
Sicherheitsapparat tätig waren, traten sie in 
die Dienste privater Sicherheitsgesellschaften, 
die inzwischen 400.000 Angehörige haben. Sie 
leisten das, wozu die Polizei nicht mehr fähig 
ist. 

Bei den im Staatsdienst verbliebenen Afri- 
kaanern stellt sich häufig die Frage ihrer Loya- 
lität zu einer Regierung, die sie nicht als die 
ihre betrachten. Die Folge ist eine schwache 
und oft korrupte öffentliche Verwaltung sowie 
der Aufbau starker privater Sícherheitsstruk- 
turen. Dies übrigens auch in den Farmregio- 
nen, wo die Kommandos, d.s. Reservistenver- 
bände, eine Wiedergeburt erfahren haben.6 

Diese Gefahren hatte der langjährige Oppo- 
sitionsführer und spätere liberale Dissident 
Van Zyl Slabbert vor Augen, als er uns im Juli 
1987 in Dakar bei dem Treffen progressiver 
Afrikaner mit der aus dem Exil angereisten 
Führung des damals in Südafrika noch verbo- 
tenen ANC zurief: IIWer immer Apartheid 
überwinden möchte, der muss die Weißen, 
und unter ihnen vor allem die Afrikaaner, 
überzeugen, dass es jenseits von Apartheíd Le- 
ben gibt." 

Darum hatten sich Mandela, sein damaliger 
Stellvertreter Thabo Mbeki und die übrige 
Spitze des ANC bemüht, als sie von August 
1993 bis April 1994 mit dem früheren Vier- 
sternegeneral Anstand Viljoen i.S. der ein- 

gangs zitierten These Egon Bahrsüber die von 
Viijoen beanspruchten Rechte der Afrikaner 
auf Selbstbestimmung verhandelten. Beide 
Seiten wussten, dass der letzte weiße Mini- 
sterpräsident, Frederik Willem de Klerk, von 
den Briten mit Botschafter Robin Renwick an 
der Spitze in die Verhandlungen gezwungen, 
darin die Rolle des Konkursverwalters (Werner 
Vogt) gespielt und vor den ihm turmhoch 
überlegenen ANClSACPlCosatu-Delegierten 
kapituliert hatte? 

Die Allianz war 1993/94 in Sorge, dass das 
Gros der Afrikaaner es sah sich nach dem 
Scheitern de Klerks zu Recht in ııVersailles" 
(Van Zyl Slabbert] - mit Waffengewalt noch 
vor den ersten demokratischen Wahlen gegen 
den Umbruch aufbegehren und in einem Bür- 
gerkrieg die Zweiteilung des Landes erzwingen 
würde. 

Wie berechtigt diese Sorge heute noch ist, 
zeigte sich jüngst bei den Wahlen, als viele 
konservative und zumindest latent rechtsradi- 
kale Weiße sich durch die DP-Parole ııSlaan te- 
rug..." angesprochen fühlten und daher ihr 
ihre Stimme gaben. Sie wollen letztlich den 
Status quo ante. 

US-Botschafter Princeton Nathan Lyman - 
er unterhielt einen ııheißen Draht" zu Viljoen 
- gelang es dann mit Unterstützung der Briten 
- die deutsche Diplomatie zeigte sich an alle- 
dem schlicht desinteressiert-, den ANC und 
Viljoen zu veranlassen, im Union Building in 
Pretoria Stunden vor Wahl beginn den llAccord 
on Afrikaner Self-Determination" zu unter- 
zeichnen und so den sonst sicheren Ausbruch 
eines Bürgerkríeges zu verhindern. Er beruhte 
auf einem Entwurf Slabberts. Die Unterzeich- 
nung erfolgte in Anwesenheit Lymans, des 
neuen britischen Botschafters Sir Anthony Re- 
eve - die deutsche Regierung blieb gleichgül- 
tig und war, obwohl eingeladen, nicht präsent 
- wie auch zweier Vertreter der EU, darunter 
der Autor dieses Beitrages. 

Das Abkommen sah vor, den Afrikaanern - 
hier wurden die Handschrift Slabberts und die 
des Verfassers dieses Aufsatzes deutlich - ei- 
nen Minderheitenschutz in derArt, wie ihn die 
sowjetdeutsche Minderheit von 1924 bis 1941 
in der UdSSR genoss (das waren vor allem die 
mit einem Maximum an innererSelbstbestim- 
mung ausgestattete IIAutonome Republik der 
Wolgadeutschen", in Südafrika ein in Teilen 
des nördlichen und des westlichen Kap gele- 
gener ııVolksstaat"], und geschlossene Sied- 
lungen, also afrikaanse Sprachinseln, zu ge- 
währen. Der ııAccord" wurde dann zwar noch 
in die Verfassung aufgenommen, Art. 235, je- 
doch blieben die Verhandlungen zu seiner 
Realisierung ohne Ergebnis. 

Die Gründe des Scheiterns sind vielfältig: 
die Zerstritten feit des Viljoenschen Lagers, 
ideologische Vorbehalte in Teilen des ANC so- 
wie, völlig unverständlich, die Passivität jetzt 
auch Londons und Washingtons. Denn Süd- 

afrika bedarf in dem Bemühen um Stabilisie- 
rung ebenso konstruktiver westlicher Politik 
wie vor zehn Jahren beim Sturz der alten Ord- 
nung. 

Deutlicher als seine Vorgänger im Amt des 
Staatspräsidenten hat der seit Juni 1999 am- 
tierende Thabo Mbeki erkannt, dass die Afri- 
kaaner ihr nach wie vor großes Potential so- 
wohl in den Wiederaufbau als auch in die 
Zerstörung des Landes investieren können. Die 
Marginalisierung des durch und durch mode- 
raten Anstand Viljoen durch seine früheren 
Gefolgsleute - auf ihn entfielen nur noch bla- 
mable 0,7 0/0 der Stimmen - und der Triumph 
der DP bei den Wahlen werden auch in ihm die 
Furcht aufkommen lassen, dass eine große 
Zahl von Afrikaanern wie auch anderen 
Weißen die eingangs zitierte Frage Aian Pa- 
tons negativ beantworten. 

Aus den Kreisen jener, so die Warnung 
Breyten Breytenbachs, die jetzt überhaupt 
nicht oder aber die DP gewählt haben, werden 
jene Afrikaner kommen, die unter Einsatz der 
Kommandos und Teilen der privaten Sicher- 
heitsgeselischaften versuchen werden, das zu 
ertrotzen, woran der ANC und Viljoen sie im 
April 1994 gehindert haben, nämlich durch 
Waffengewalt die Zweiteilung des Landes 
entlang einer Waffenstillstandslinie8 zu er- 
zwingen. 

Es ist kein Zufall, dass ein führender Diplo- 
mat der DDR mit seinen für die deutsche Po- 
litik einzigartigen Kontakten des Vertrauens 
zu der ANClSACPlCosatu-Ailianz vor genau 
dieser Gefahr gewarnt und die Rolle Viljoens 
im Positiven herausgestellt hata 

Südafrika kann unter Mbeki durchaus die 
eigene Geschichte des Rassismus besiegen. 
Dies setzt aber voraus, dass das Abkommen 
von April 1994 in die Tat umgesetzt wird und 
Mbeki darüber hinaus starke Afrikaner, wahr- 
scheinlich Anstand Viijoen und Van Zyl Slab- 
bert, in sein Kabinett nimmt und ihnen Schlüs- 
seiressorts überträgt. 

Der Verfasser lebt in Potsdam und ist freiberuf- 
lich als Berater für Fragen des Südlichen Afri- 
ka wie auch zu NLord" tätig. I 
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